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Thesenpapier 
 
Wie kann ein Scheitern des Onlinezugangsgesetzes verhindert werden? 
 
Das Onlinezugangsgesetz (OZG) ist ein entscheidender Baustein für eine digital transformierte 
Kommunalverwaltung, die Bürgerinnen und Bürgern viel mehr als nur die Bereitstellung digitaler 
Anträge bieten soll. Zugleich gilt das OZG als Grundlage für eine Digitalisierung der internen Ver-
waltungsprozesse. Wenngleich das OZG die Kommunen nicht unmittelbar verpflichtet, haben sie 
in den vergangenen Monaten ihre Bemühungen um ein möglichst breitgefächertes Leistungsange-
bot an Online-Diensten nochmals verstärkt.  
 
Um die kommunalen IT-Dienstleister zukunftsgerecht aufzustellen, haben die kommunalen Spit-
zenverbände mit finanzieller Unterstützung des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung (MHKBD) einer gutachterlichen Untersuchung zur Neuordnung der kommunalen IT-
Dienstleister in NRW in Auftrag gegeben.  
 
Trotz aller kommunalen Anstrengungen ist die weitere Umsetzung des OZG unsicher. Die Gründe 
sind vielschichtig. Hauptgrund ist die Unsicherheit darüber, wie nach Ablauf des Jahres 2022 das 
OZG und Einer-für-Alle-Projekte (EfA-Projekte) – in Ergänzung zu elektronischen Formularen und 
verfahrensintegrierten Antragslösungen – tatsächlich weitergeführt werden können. Es fehlt ein 
überzeugendes Finanzierungsmodell für Dienste, die die Kommunen nachnutzen können. 
 
Soll ein vorzeitiges Scheitern der OZG-Umsetzung verhindert werden, müssen insbesondere fol-
gende Voraussetzungen erfüllt werden: 
 

1. Es fehlen Supportstrukturen. Vornehmlich in der Startphase bedarf es eines professionellen 
1st- und 2nd-Level-Supports für alle Fragen der Stakeholder (Bürgerinnen und Bürger, Un-
ternehmen und Verwaltungsmitarbeitende sowie Betreiber anzubindender Verfahren) zur 
Bedienung und Nutzung der eingeführten Onlinedienste, um einerseits den Rollout zu er-
möglichen und anderseits den Aufbau von Multiplikatoren zu beschleunigen. 
 

2. Unsicherheiten in Datenschutzfragen bei der Nachnutzung von Einer-für-Alle Onlinelösun-
gen müssen beseitigt werden.1 Vor dem Hintergrund, dass mindestens 370 Verwaltungs-
leistungen im kommunalen Vollzug sind, ist es im Sinne einer schnellen Umsetzung not-
wendig, dass nicht jede Kommune bei jeder nachnutzbaren Leistung eine eigene Daten-
schutzbeurteilung durchführt, sondern eine zentrale datenschutzrechtliche Beurteilung er-
folgt.  

                                                 
1 https://www.mhkbd.nrw/sites/default/files/media/document/file/mhkbg_15.11.2021_anlage.pdf 
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3. Die Anbindung des Servicekonto.NRW an EfA-Dienste ist nicht durchgehend gesichert (Bsp. 

EfA-Dienst Wohngeld). Bei der Vielfalt der Nutzerkonten ist im Sinne der Konzentration von 
Ressourcen zu überlegen, das Servicekonto.NRW in das Nutzerkonto Bund zu konsolidie-
ren. Damit wird Klarheit für die Nutzenden geschaffen und zukünftige mögliche Erforder-
nisse einer EU-weiten Kompatibilität besser erfüllt. 
 

4. Abkehr von der Onlineportal-Vielfalt2 der föderalen Ebenen und Ressorts. Eine Konsolidie-
rung aller Portale für Verwaltungsleistungen im Rahmen einer Single-Plattformstrategie hin 
zu einer Plattform mit mehreren technischen Schichten ist sinnvoll. Eine mandantenfähige 
und konfigurierbare Schicht für alle Behörden begrenzt die Anzahl parallel zu pflegender 
Schnittstellen und senkt Nachnutzungsbarrieren.  
 

5. Technische wie rechtliche Rahmenbedingungen für standardisierte und gesetzlich nor-
mierte Basisdienste, die vom Bund oder vom Land betrieben werden, schaffen Vertrauen 
bei den Kommunen in einen verlässlichen und dauerhaften Betrieb: 

 Umsetzung eines (einzigen) rechtssicheren Postfaches, das eine bidirektionale, ver-
bindliche und vertrauliche Kommunikation ermöglicht. So verlieren die Nutzenden 
nicht den Überblick über ihnen zugeordnete Postfächer (Bauportal, WSP.NRW, So-
zialplattform etc.). 

 Erhöhung der Anstrengungen zum Ausbau eines benutzerfreundlichen Einsatzes 
der eID des Personalausweises unter Einbezug von Bürgerinnen und Bürger, Wirt-
schaft sowie Zivilgesellschaft. Gleiches gilt für das ELSTER-Bürger- und Unterneh-
menskonto. 

 Bereitstellung eines dauerhaften rechtssicheren elektronischen Siegel- und Signa-
turdienstes. 

 Verständigung auf einen deutschlandweiten einheitlichen verschlüsselten Daten-
transportstandard (OSCI, XTA oder FIT-Connect). Ein länderübergreifender sowie 
aufwandsarmer Transportstandard für die Umsetzung des OZG und der Register-
modernisierung ist vonnöten, um Komplexität und Kostenaufwand für eine dauer-
hafte Pflege und den Betrieb von Schnittstellen zu reduzieren. Ohne einen fachver-
fahrensübergreifenden Standard werden weiterhin Medienbrüche im Backend die 
Verwaltungsarbeit erschweren.  

 Etablierung des Grundsatzes „kein Fachverfahren ohne XÖV-Schnittstelle“ erleich-
tert die Implementierung und Pflege durchgehend medienbruchfreier Prozesse in 
der öffentlichen Verwaltung.  

 Alle EfA-Dienste müssen eine standardisierte und verbindliche Zahlungsschnitt-
stelle anbieten, um Gebührenzahlungen verlustfrei an das jeweilige behördliche 
HKR-System übertragen zu können.  

 Digitaltaugliche Gesetze senken die Komplexität in der Entwicklung von elektroni-
schen Verfahren und erhöhen die Rechtssicherheit bei den Verantwortlichen, bspw. 
durch Überführung der Richtlinie zum rechtssicheren Scannen von Unterlagen 
(TrResiScan) in eine gesetzliche Normierung.  

 

                                                 
2 Ausschnitt der Bund Länderportale: Serviceportal.NRW, Kommunalportal.NRW, Wirtschaftsserviceportal.NRW, Bauportal.NRW, 
Familienportal.NRW, Beteiligungsportal.NRW, Fischereiportal, Sozialplattform, Bundesportal, Bayernportal u. v. m. 
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6. Sicherstellung einer verlässlichen Finanzierung für die dauerhafte Bereitstellung von digi-
talen Verwaltungsleistungen. Damit sollen dauerhaft adäquate personelle, finanzielle und 
technische Ausstattungen ermöglicht werden, um die oben erwähnten Aufgaben zu bewäl-
tigen. 
 

7. Aufbau einer hochskalierbaren digitalen Lernumgebung für die Mitarbeitenden der öffent-
lichen Verwaltung, damit Behörden ihre Bediensteten kontinuierlich qualifizieren und wei-
terbilden können. Dazu sollten bereits bestehende Angebote genutzt und weiterentwickelt 
werden. 
 

8. Einsatz von kanalübergreifender offensiver Werbung für die geschaffenen Onlinedienste 
der öffentlichen Verwaltung, um das Potenzial an Nutzenden auszuschöpfen. Denn eine 
digitale Verwaltungsleistung kann nur wirtschaftlich betrieben werden, wenn ein ausrei-
chender Nutzungsgrad erreicht wird.  
 

9. Die Deutsche-Verwaltungscloud-Strategie muss zu ressourcenschonenden und transakti-
onskostensenkenden Produkte führen, damit Kommunen flächendeckend von sicheren 
und wirtschaftlichen Cloud-Angeboten profitieren können.  
 

10. Einsatz und Angebot von Open Code, Open Source, Open Data und ein stringentes offenes 
Verwaltungshandeln, das sogenannte Open-Government, stärken das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in den Staat. Nur mit größtmöglicher Transparenz, welche die durch-
gehende Kontrolle der eingesetzten Mittel und genutzten Daten sicherstellt, werden Bür-
gerinnen und Bürger ermutigt, ihre Daten dem Staat elektronisch anzuvertrauen, und für 
eine potenzielle zentrale Bürger-ID aufgeschlossen sein.  
 

11. Förderung von Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Informationssicherheit in Kommu-
nen. Dazu gehören Beratung, Qualifizierung und Weiterbildung, insbesondere für kleine 
und mittlere Kommunen. Das dient der verbesserten Fachkräfteausstattung und gleicher-
maßen der Erhöhung der IT-Sicherheitsstandards einer zukünftigen ebenenübergreifend 
digital verknüpften öffentlichen Verwaltung in Nordrhein-Westfalen. 

 

Städte, Kreise und Gemeinden bekennen sich zum Ziel einer innovativen, digitalen und nutzer-
freundlichen Verwaltung. Eine Umsetzung des OZG ohne eine Abschaffung technischer wie recht-
licher Hürden und ohne angemessene finanzielle Ausstattungen der Kommunen wird nicht gelin-
gen.  


